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Kreis Lippe 
 
451 Öffentliche Zustellung einer Ermahnung 
 
An  Herrn Nedjad Jasari, ist am 19.10.2015 unter dem Ak-
tenzeichen 360.1C71/8472 eine Ermahnung gem. § 4 
StVG erlassen worden. 
 
Die Ermahnung konnte nicht zugestellt werden, da der Be-
troffene unbekannt verzogen ist, oder seine Erreichbarkeit 
nicht hergestellt hat. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Ermah-
nung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Ermahnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 194 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 26.10.2015 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
452 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
Der landwirtschaftsliche Betrieb Thorsten Sievert, Heller-
hausen 3b, 32108 Bad Salzuflen, beantragt die Genehmi-
gung gemäß §§ 4/10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb / Erweiterung einer Anlage zum Halten 
oder zur Aufzucht von Mastschweinen  in 32108 Bad Sal-
zuflen; Hellerhausen 3b, Gemarkung Wüsten, Flur 2, Flur-
stück 122. 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.7.3 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2  
 

 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Oberbracht 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
453 Allgemeinverfügung zur Beschränkung des 

Gemeingebrauchs an der Emmer im Bereich 
der SchiederSee-Umflut vom 28.10.2015 

 
Gemäß § 34 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) vom 25.06.1995 
(GV. NRW. S. 926 /SGV. NRW. 77) in der z. Zt. gültigen 
Fassung wird hiermit verfügt, dass der neu hergestellte 
Gewässerverlauf der Emmer im Bereich des  Schieder-
Sees von Gewässer Station 29,2 (Einmündung der Umflut 
in die Emmer)  bis Gewässer Station 32,4 (Beginn Stau-
see) nicht mit durch Muskelkraft angetriebenen Booten (z. 
B. Kanus, Kajaks, Paddel- und Ruderboote) und anderen 
kleinen Fahrzeugen ohne eigene Triebkraft durchfahren 
werden darf. Das Verbot gilt ab sofort bis zum 31.12.2019. 
 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses ordne ich hiermit 
zugleich die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-
gung an. 
 
Begründung: 
 
Nach § 33 Abs. 1 LWG in Verbindung mit § 25 Satz 1 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I. S. 
2585) in der z. Zt. gültigen Fassung darf jedermann natürli-
che oberirdische Gewässer mit Ausnahme von Talsperren 
u. a. zum Befahren mit kleinen Fahrzeugen ohne eigene 
Triebkraft benutzen, soweit nicht andere Rechtsvorschriften 
oder Rechte anderer entgegenstehen und soweit Befugnis-
se oder der Eigentümer- oder Anliegergebrauch anderer 
dadurch nicht beeinträchtigt werden (Gemeingebrauch). 
Nach § 34 LWG kann die zuständige Behörde, auch durch 
ordnungsbehördliche Verordnung, 1. bei künstlichen Ge-
wässern und Talsperren bestimmen, ob und in welchem 
Umfang der Gemeingebrauch an ihnen zulässig ist und die 
Ausübung des Gemeingebrauchs sowie das Verhalten im 
Uferbereich regeln und 2. bei anderen Gewässern die Aus-
übung des Gemeingebrauchs regeln, beschränken oder 
verbieten und das Verhalten im Uferbereich regeln, um aus 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit zu verhindern, dass 
andere beeinträchtigt, die Eigenschaften des Wassers 
nachteilig verändert, die Wasserführung wesentlich ver-
mindert werden oder dass eine erhebliche oder nachhaltige 
Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
halts oder des Bildes der Gewässerlandschaft eintritt. 
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Der Bau der SchiederSee-Umflut wurde durch Planfeststel-
lungsbeschluss der Bezirksregierung Detmold vom 
06.12.2007 genehmigt. Die Abtrennung des Emmerverlaufs 
vom SchiederSee erfolgte zur Verbesserung der Gewäs-
sergüte der Emmer unterhalb des Stausees und zur Wie-
derherstellung der ökologischen Durchgängigkeit der Em-
mer. Nach der Nebenbestimmung Nr. 23 des v. g. Plan-
feststellungsbeschlusses war bei der unteren Wasserbe-
hörde vor Inbetriebnahme der Umflut zu beantragen, den 
Gemeingebrauch für Bootswanderer in der Umflut mittels 
Verordnung auf die Dauer von max. 5 Jahren nach Fertig-
stellung der Maßnahme auszuschließen. Die Erholungs-
zentrum Schieder GmbH hat einen entsprechenden Antrag 
gestellt.  
 
Die Umflut ermöglicht wandernden Organismen die Aus-
breitung in der Emmer. Charakteristische Lebensgemein-
schaften des kiesgeprägten, forellen- und äschenreichen 
Flusses können sich wieder ausbreiten und auch der Ge-
schiebetransport wird reaktiviert. Um die günstige Entwick-
lung in der Umflut zu fördern, wird der Gemeingebrauch in 
der Weise eingeschränkt, dass die Umflut nicht mit Booten 
durchfahren werden darf. Würde die Durchfahrung im 
Rahmen des Gemeingebrauchs uneingeschränkt zugelas-
sen bleiben, bestünde die Gefahr, dass eine negative Be-
einträchtigung der ökologischen Entwicklung der Emmer im 
Bereich der Umflut eintritt. Dadurch würde die Leistungsfä-
higkeit des Gewässers als Bestandteil des Naturhaushalts 
nachhaltig gestört. Das Interesse der Bootswanderer an 
einer uneingeschränkten Ausübung des Gemeingebrauchs 
muss gegenüber dem Interesse der Allgemeinheit am 
Schutz des Gewässers und an einer möglichst positiven 
Entwicklung der Umflut als aquatischer Lebensraum zu-
rückstehen. Die Maßnahme wurde unter Berücksichtigung 
des eingeräumten Ermessens sowie des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes getroffen. Andere, ggf. mildere Möglich-
keiten, zum Wohl der Allgemeinheit Beeinträchtigungen im 
Hinblick auf die ökologische Entwicklung des beregelten 
Gewässerabschnittes zu verhindern, sind nicht ersichtlich.  
Auch die zeitliche Befristung des Befahrungsverbotes ist 
verhältnismäßig. Ein Schutz des Gewässers über den 
31.12.2019 hinaus ist nach heutigen Erkenntnissen nicht 
erforderlich.  
 
Durch Hinweisschilder im Bereich des betroffenen Gewäs-
serabschnitts wird auf das Verbot aufmerksam gemacht.  
 
Begründung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfällt die 
aufschiebende Wirkung einer Klage, d. h., das Verbot, die 
Umflut zu befahren, ist auch im Falle einer Anfechtung 
durch Klage wirksam. Dies ist für die ökologische Entwick-
lung der Umflut von erheblicher Bedeutung. Gerade zu Be-
ginn der Entwicklung könnten sich Störungen durch Boots-
wanderer besonders negativ auswirken. An der positiven 
Entwicklung der Umflut zu einem wertvollen Teil der Land-
schaft besteht jedoch ein öffentliches Interesse. Es ist des-
halb nicht hinnehmbar, dass diese Entwicklung in einem 
frühen Stadium gestört wird, weil eine Klage aufschiebende 
Wirkung hat. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Inkrafttreten: 
 
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 
12.11.1999 (GV. NRW. S. 602/SGV. NRW. 2010) in der z. 
Zt. gültigen Fassung wird hiermit bestimmt, dass diese 
wasserrechtliche Allgemeinverfügung an dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag  als bekanntgegeben gilt. 
Die Allgemeinverfügung wird damit an dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag wirksam. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese  Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 7.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten 
können.  
 
Hinweis zur elektronischen Form  
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FG 700 Wasser-/Abfallwirtschaft 
Immissions-/Bodenschutz, Energie 
 
Im Auftrag 
 
 
Lockstedt 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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454 Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 

15.10.2015 des Landrates des Kreises Lippe 
über die Änderung eines Familiennamens. 

 
Empfänger: Frau 
  Nicole Majewski 
 
Der genaue derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers ist 
unbekannt.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.11.2010 der vorgenannte 
Bescheid öffentlich zugestellt. Durch diese öffentliche Zu-
stellung des Dokuments können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Den Bescheid kann der Empfänger in Zimmer 399 (Kreis-
haus, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold) wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden einsehen und in Emp-
fang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Bestvater 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
455 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0164 "Parkstra-
ße", Ortsteil Bad Salzuflen,  
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
 
1. Aufstellungsbeschluss  
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

Beschlüsse des Planungs – und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 20.10.2015 

 
1. Aufstellungsbeschluss 
Die Aufstellung der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0164 „Parkstraße“, Ortsteil Bad Salzuflen wird gemäß § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 1 Abs. 
8 BauGB beschlossen. Die Aufstellung des Bebauungspla-
nes wird im beschleunigen Verfah-ren nach den Regelun-
gen des § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung ge-mäß § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Der Gel-
tungsbereich geht aus dem zu diesem Be-schluss gehö-
renden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB wird in „einfacher Form“ – Planaushang für die 
Dauer eines Monats – beschlossen. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

18.11.2015 bis 18.12.2015 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 – 17:30 Uhr 
Freitag  08.00 – 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 26.10.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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456 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
128. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) der 
Stadt Bad Salzuflen 
Bereich „Gewerbegebiet Meerbrede“, Ortsteil Biemsen-
Ahmsen 
- Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung  
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 20.10.2015 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behören und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Änderungsentwurf gemäß der  
durchgeführten Abwägung wird zugestimmt.  
 
Beschluss der öffentlichen Auslegung 
Dem Entwurf der 128. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Bad Salzuflen, Bereich „Gewerbegebiet 
Meerbrede“, Ortsteil Biemsen-Ahmsen mit der zugehörigen 
Begründung in der Fassung vom 05.10.2015 einschließlich 
Umweltbericht wird zugestimmt.  
Der Entwurf zur Flächennutzungsplanänderung ist gemäß 
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

23.11.2015 bis 22.12.2015 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

 
Montag bis Mittwoch 

 
08.00 - 16.00 Uhr 

Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Einschät-
zung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, umweltbezo-
genen Stellungnahmen liegen zu jedermanns Einsicht für 
die Dauer des oben genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
 
Artenschutzprüfung 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, Säuge-
tiere, Amphibien, Reptilien); Angaben von Zeiten und Vor-
gehensweisen zu Fällarbeiten sowie Vorgaben für eine 
schonende Beleuchtung des Geländes;  
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere 
 
 
 
 
 
 
 

 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange aus der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 

 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-
schaft (Überschwemmungsgebiet) sowie zum Naturschutz 
und Landschaftspflege; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch, 
Gesundheit, Pflanzen 
 
2. Stellungnahme vom Werre Wasserverband u.a. zum 
Überschwemmungsgebiet; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch, 
Gesundheit 
 
3. Stellungnahme vom LWL-Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Bielefeld u.a. zu einem Urnenfriedhof mit un-
bekannten Ausmaßen im Süden des Plangebiets; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der 
Entwurf zur Flächennutzungsplanänderung unter 
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im  
Internet eingesehen werden. Auch dort kann eine Stellung-
nahme abgegeben werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
die Änderung des Flächennutzungsplanes unberücksichtigt 
bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   26.10.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Stadt Detmold 
 
457 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
01-16 „Grünstraße/Neitzelweg“, 7. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße, Irmgardstraße 
und Sylbecke 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 04.11.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-16 „Grünstra-

ße/Neitzelweg“, 7. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße, Irmgardstraße 
und Sylbecke 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 04.11.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-16 „Grünstra-

ße/Neitzelweg“, 7. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Zwischen Sylbeckestraße, 

Siegfriedstraße, Irmgardstraße 
und Sylbecke 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 05.11.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



834 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 835 
 

 

 
458 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
06-01 „Londoner Straße", 2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Hakedahl 
Änderungsgebiet: Zwischen Braker Straße und 

dem ehem. Rittergut Herber-
hausen 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) i. V. m. § 3 (2) Baugesetzbuch 
(BauGB) bekannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadt-
entwicklung der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
04.11.2015 gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen die Einleitung und den Entwurf 
des o. g. Bebauungsplanverfahrens mit folgendem Wortlaut 
beschlossen hat (Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt  
I. gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung und zugleich 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 06-01 „Londoner Straße", 2. (be-
schleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Hakedahl 
Änderungsgebiet: Zwischen Braker Straße und 

dem ehem. Rittergut Herber-
hausen 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

18.11.2015 bis einschließlich 18.12.2015 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 134, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Im vorliegenden vereinfachten Verfahren wird von einer 
Umweltprüfung abgesehen. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 04.11.2015 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 06-01 „Londoner Straße“, 2. 
(beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Hakedahl 
Änderungsgebiet: Zwischen Braker Straße und 

dem ehem. Rittergut Herber-
hausen 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 2 (1) 
i. V. m. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Detmold, 05.11.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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459 Aufstellung der Flächennutzungsplanände-

rung 
 
Nr. 17 „Möbelmarkt Siegfriedstraße“ 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Nord-westlich an die Kreu-

zung Siegfriedstraße / Grün-
straße angrenzend sowie öst-
lich des Wendebereichs Neit-
zelweg 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am  gem. § 41 (2) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen die 
Einleitung des Verfahrens zur o. g. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Aufstellungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung der Flächennutzungs-
planänderung  
 
Nr. 17 „Möbelmarkt Siegfriedstraße“ 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet:: Nord-westlich an die Kreu-

zung Siegfriedstraße / Grün-
straße angrenzend sowie öst-
lich des Wendebereichs Neit-
zelweg 

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich.  
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. Dieser kann 
während der Zeiten des Publikumsverkehrs im Fachbereich 
6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-
Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingesehen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom  über die Aufstellung der Flächennut-
zungsplanänderung 
 
Nr. 17 „Möbelmarkt Siegfriedstraße“ 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Nord-westlich an die Kreu-

zung Siegfriedstraße / Grün-
straße angrenzend sowie öst-
lich des Wendebereichs Neit-
zelweg 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB)  
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 05.11.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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460 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
19-04 „Kantstraße“, 2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am  04.11.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 19-04 „Kantstraße“, 2. (be-
schleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt. 
Die Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Für 
das Änderungsgebiet ist davon auszugehen, dass ein Vor-
kommen besonders geschützter planungsrelevanter Arten 
im Sinne des § 10 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
nicht vorhanden sind. Gem. den Aussagen des Landesam-
tes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LA-
NUV) ist kein gesetzlich geschütztes Biotop, kein Vogel-
schutzgebiet und kein FFH-Gebiet betroffen. Verbotstatbe-
stände des § 19 (3) BNatSchG liegen nicht vor. Es werden 
keine Maßnahmen durchgeführt, die gem. § 42 (1) 
BNatSchG im Sinne des Artenschutzes als Verbote gelten.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich während der Zeiten des Publi-
kumsverkehrs im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der 
Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Zimmer 134, Hin-
tergebäude, Rosental 21, über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung 
unterrichten und innerhalb von zwei Wochen nach Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung Äußerungen zur Pla-
nung abgeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom  04.11.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 19-04 „Kantstraße“, 2. (be-
schleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: Zwischen Orbker Straße, Tro-

ckenheide, Kantstraße und 
Flurstraße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 05.11.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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461 Einladung zur 11. öffentlichen/nicht öffentli-

chen Sitzung des Rates 
 

E i n l a d u n g 
 
zur 11. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Rates am 
Donnerstag, 19.11.2015, 17:00 Uhr, Stadthalle Detmold, 
Schlossplatz 7, 32756 Detmold, großer Festsaal 
 

Tagesordnung 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  

1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, Vorschläge 
und Anfragen der Politik, Informationen der Verwal-
tung 

  
1.1 Schreiben v. 14.10.2015 der Republikaner NRW  

Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO NRW 
(Bürgeranträge) 
Verleihung einer Ehrenbürgerschaft  
-Schreiben und Stellungnahme Städte- und Ge-
meindebund sind beigefügt 

  

2 Genehmigung der Niederschrift über die 10. öffentli-
che Sitzung vom 24.09.2015 

  

3 Umbesetzung von Ausschüssen und anderen Gre-
mien 

  

4 Satzungsangelegenheiten (ohne Baurecht) 
  
4.1 2. Änderungssatzung zur Satzung für die Benutzung 

von Einrichtungen des Krankentransportes und des 
Rettungsdienstes der Stadt Detmold und über die 
Erhebung von Gebühren 
Vorlage: Fb 3/330/2015 

  
4.2 Änderung der Gebührensatzung für die Abfallentsor-

gung in der Stadt Detmold 
- Erhöhung der Abfallgebühren und Abrechnung von 
Überlaufgewichten – 
Vorlage: Fb 7/285/2015 

  
4.3 Änderung der Satzung über die Straßenreinigung 

und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der 
Stadt Detmold 
- Senkung der Winterdienstgebühren – 
Vorlage: Fb 7/291/2015 

  
4.4 Fremdwasserschwerpunktgebiet Quartier Teichstra-

ße 
- Satzung zur Abänderung der Fristen 
Vorlage: Fb 5/258/2015 

  
4.5 Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch von 
Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespfle-
ge im Bereich des Jugendamtes der Stadt Detmold 
als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
Vorlage: Fb 2/392/2015 

  
 
 
 

 
4.6 Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Offene Ganz-
tagsschule im Primarbereich der Stadt Detmold 
Vorlage: Fb 2/393/2015 

  

5 Kinder- und Jugendförderplan der Stadt Detmold 
2015 – 2020 
Vorlage: Fb 2/376/2015 

  

6 Bebauungspläne und sonstiges Baurecht 
  
6.1 Bebauungsplan 01-15 „Leopold-Zunz-Weg/Joseph-

Plaut-Weg“, 5. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Detmold Süd 
Satzungsbeschluss 
Vorlage: Fb 6/221/2015 

  
6.2 Bebauungsplan 19-04 "Kantstraße", 1. Änderung 

Ortsteil: Heidenoldendorf 
Einstellung 
Vorlage: Fb 6/253/2015 

  

7 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 und Ent-
lastung des Bürgermeisters 
Vorlage: 1.4/280/2015 

  

8 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und Ent-
lastung des Bürgermeisters 
Vorlage: 1.4/281/2015 

  

9 III. Quartal 2015 
- über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Aus-
zahlungen 
- Inanspruchnahme von Kassenkrediten 
- über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen 
Vorlage: Fb 1/352/2015 
 

  

10 Fortführung Auferlegung Frontoffice 
Vorlage: Fb 1/347/2015 

  

11 Dringlichkeitsentscheidung des Haupt- und Finanz-
ausschusses gemäß § 60 Abs. 1, Satz 1 GO; 
Ausübung eines Vorkaufrechtes 
Ortsteil: Pivitsheide V.L. 
Vorlage: Fb 6/335/2015 

  

12 Keine Zurverfügungstellung von städtischen Flächen 
an Unternehmen, die Wildtiere mit sich führen oder 
darbieten. 
Vorlage: Fb 3/311/2015 

  

13 Wahl von zwei Schiedspersonen 
Vorlage: Fb 3/322/2015 

  

14 Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte 
für Geflüchtete 
Vorlage: Fb 2/362/2015 
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15 Erweiterung des erforderlichen Wohnraums zur Un-

terbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewer-
bern aufgrund erneuter Zuweisung von Flüchtlingen 
an die Stadt Detmold  
hier: überplanmäßige Mittelbereitstellung 2015 
Vorlage: Fb 2/339/2015 

  

16 Überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln für das 
Produkt Hilfen zur Erziehung 
Vorlage: Fb 2/366/2015 

  

17 Verschiedenes 
 
 

B. NICHT ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  

1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, Vorschläge 
und Anfragen der Politik, Informationen der Verwal-
tung 

  
1.1 Schreiben von Frau F. und weiteren Eingebern vom 

25.10.2015  
"Weitere Belegung Notunterkunft Adenauerstr."  
-Schreiben ist der nicht öffentlichen Einladung beige-
fügt 

  

2 Genehmigung der Niederschrift über die 10. nicht 
öffentliche Sitzung vom 24.09.2015 

  

3 Ankauf der Immobilie "Das Idyll" in Detmold-
Heiligenkirchen für die Unterbringung von Geflüchte-
ten 
Vorlage: Fb 5/348/2015 

  

4 Anerkennung von Erfahrungszeiten im feuerwehr-
technischen Dienst 
Vorlage: Fb 1/358/2015 

  

5 Anerkennung von ruhegehaltfähigen Dienstzeiten 
bei Wahlbeamten 
hier: Beigeordneter Thomas Lammering sowie ehe-
maliger erster Beigeordneter und Kämmerer Hartmut 
Benkmann 
Vorlage: Fb 1/361/2015 

  
5.1 Anerkennung von ruhegehaltfähigen Dienstzeiten 

bei Wahlbeamten 
hier: Beigeordneter Thomas Lammering sowie ehe-
maliger erster Beigeordneter und Kämmerer Hartmut 
Benkmann 
Vorlage: Fb 1/361/2015/1 

  

6 Anerkennung von ruhegehaltfähigen Dienstzeiten 
des Bürgermeisters Rainer Heller 
Vorlage: Fb 1/360/2015 

  

7 Verschiedenes 
 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
462 Ersatzbestimmung von Vertretern gemäß § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für den Rat 
der Gemeinde Extertal 

 
Das Ratsmitglied Frau Monika Rehmert (SPD) hat durch 
Annahme der Wahl zur Bürgermeisterin ihren Sitz im Rat 
der Gemeinde Extertal verloren. 
 
Nach § 45 KWahlG stelle ich fest, dass nach der Reserve-
liste der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) 
Frau Jutta Korbach als Nachfolgerin für Frau Rehmert mit 
Wirkung vom 15.10.2015 in den Rat der Gemeinde Extertal 
gewählt ist. 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erhoben werden. Der 
Einspruch ist schriftlich einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären: 
 

Wahlleiter der Gemeinde Extertal, 
Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 
- Raum 201 - 

 
Extertal, 16.10.2015 
 
Gemeinde Extertal 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Stadt Lage 
 
463 Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 

des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt 
Lage für das Haushaltsjahr 2016 

 
Ich bitte, nachstehende Bekanntmachung in das als nächs-
tes erscheinende Kreisblatt aufnehmen zu lassen bzw. im 
Aushang der Stadt Lage zu veröffentlichen: 
 
Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haushaltssat-
zung der Stadt Lage für das Haushaltsjahr 2016 
 
Aufgrund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666) in der derzeit geltenden Fassung wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Lage für das Haushaltsjahr 2016 mit Haushaltsplan und 
Anlagen während der Dauer des Beratungsverfahrens (bis 
zur beschließenden Ratssitzung) während der Dienststun-
den (montags bis freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, außer-
dem montags 14.00 Uhr bis 16.30 Uhr und donnerstags 
14.00 Uhr bis 17.30 Uhr) im Fachteam Zentrale Finanz-
buchhaltung, City-Center, Bergstraße 6, Büro 408, 32791 
Lage, zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können innerhalb der Frist vom 
 
11.11.2015 – 26.11.2015 
 
von Einwohnern und Abgabepflichtigen schriftlich oder zur 
Niederschrift während der Dienststunden bei der Stadt La-
ge, Der Bürgermeister, Lange Straße 72, 32791 Lage, er-
hoben werden. Über die Einwendungen beschließt der Rat 
in öffentlicher Sitzung. 
 
Lage, 26. Oktober 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 
C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
464 Aufhebung des Bebauungsplanes D 10 der 

Stadt Lage im Ortsteil Lage 
 
hier a) Aufstellungsbeschluss vom 10.09.2015 

a) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit 

 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
a) Aufstellungsbeschluss vom 10.09.2015 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
10.09.2015 gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) die Aufhebung des Bebauungsplans D 10 der 
Stadt Lage beschlossen.  
 
 
 
 
 

 
b) Der Beschluss vom 10.09.2015 hat folgenden Wortlaut: 
 
„Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 (8) BauGB wird die 
Aufstellung der Aufhebung des Bebauungsplanes D10 be-
schlossen.  
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Aufhe-
bung ist im Planauszug im Maßstab M. 1:5000 dargestellt.“ 

 
Der vorgenannte Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB i.V.m. § 52 Abs. 3 GO NRW öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Lage und Umfang des Aufhebungsbereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan 
ersichtlich. Der Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarz unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung im auslie-
genden Plan maßgeblich. 
 
c) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-

lichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Vorentwurf zu dem o. g. Bauleitplanver-
fahren sowie die Begründung mit Umweltbericht in der Zeit 
vom 

17. November 2015 bis einschließlich 
17. Dezember 2015 

 
während der Dienststunden beim Fachteam Planen der 
Stadt Lage, Rathaus III, 32791 Lage, St.Johann-Str.6, 1. 
Obergeschoss (Flur), zur Einsichtnahme bereit liegt. Zu-
sätzlich kann der Vorentwurf im Internet unter 
http://www.lage.de/Bauen-Wirtschaft/Entwickeln-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden. 
 
Während der o.a. Frist hat gemäß § 3 Abs.1 BauGB jeder 
die Möglichkeit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Aufhe-
bung des Bebauungsplanes zu informieren. Stellungnah-
men zu dem Entwurf können schriftlich eingereicht oder 
mündlich zur Niederschrift bei der vorgenannten Ausle-
gungsstelle vorgebracht werden. Informationsmaterial wird 
den Interessierten zu Verfügung gestellt.  
 
Lage, 27.10.2015 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 
C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
465 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

Erhebung von Abwassergebühren in der Stadt 
Lemgo vom 20.10.2015 

 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die Erhebung 
von Abwassergebühren in der Stadt Lemgo vom 
20.10.2015 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit gülti-
gen Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) ebenfalls in der zur Zeit gültigen Fassung und 
des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der zur Zeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit der Entwässerungssatzung der Stadt 
Lemgo vom 14.07.1997 in der aktuell gültigen Fassung hat 
der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 
19.10.2015 die folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 
Finanzierung der öffentlichen Abwasseranlage 
 
(1) Zur Finanzierung der öffentlichen Abwasseranla-
ge erhebt die Stadt Lemgo Abwassergebühren nach Maß-
gabe der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssat-
zung der Alten Hansestadt Lemgo vom 14.07.1997, zuletzt 
geändert durch Satzung vom 04.10.2001, stellt die Stadt 
Lemgo zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Ge-
biet und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der 
bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden 
Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche 
Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlage). 
Hierzu gehören der gesamte Bestand an personellen und 
sachlichen Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwas-
serbeseitigung erforderlich sind (z.B. das Kanalnetz, Klär-
anlagen, Regenwasser-Versickerungsanlagen, das für die 
Abwasserbeseitigung eingesetzte Personal). 
 
(3) Die öffentliche Abwasseranlage bildet eine recht-
liche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei der Bemes-
sung der Abwassergebühren zugrunde gelegt wird. 
 
§ 2 
Abwassergebühren 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Ab-
wasseranlage erhebt die Stadt Lemgo nach §§ 4 Abs. 2, 6 
KAG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur 
Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW. 
 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG 
NRW eingerechnet: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der 
Stadt Lemgo (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW) 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Nie-
derschlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz 1 
 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW). 
 
(3) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf 
dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
 
 

 
§ 3 
Gebührenmaßstäbe  
 
(1) Die Stadt Lemgo erhebt getrennte Abwasserge-
bühren für die Beseitigung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser  (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einlei-
ten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Ent-
wässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Be-
seitigung des Abwassers).  
 
(2) Die Schmutzwassergebühr wird als Grundgebühr 
und als Zusatzgebühr erhoben. Die Zusatzgebühr bemisst 
sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4). 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf 
der Grundlage der Quadratmeter der überbauten und/oder 
befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstü-
cken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).  
 
§ 4 
Schmutzwassergebühren 
 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der 
Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers 
berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlos-
senen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit 
ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser.  
 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffent-
lichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwas-
sermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserver-
sorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 
4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar ver-
brauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht 
in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 
Abs. 5). 
 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen 
werden durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser 
gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge 
als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ord-
nungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von 
der Stadt Lemgo unter Zugrundelegung des Verbrauchs 
des Vorjahres geschätzt. 
 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserver-
sorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Men-
gennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten 
und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu 
führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß funktio-
nierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt Lemgo be-
rechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermen-
gen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen 
oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebs-
stunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung 
der statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine 
Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ord-
nungsgemäß funktioniert.  
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(5) Kann die tatsächlich verbrauchte Wassermenge 
nicht durch Messeinrichtungen nachgewiesen werden, so 
ist die Stadt Lemgo berechtigt, diese aufgrund eigener Er-
mittlung als „Pauschalmenge“ festzusetzen und die Ge-
bühren zu berechnen. Bei Wohnhäusern ist je Bewohner 
ein durchschnittlicher Wasserverbrauch von 3,5 m3 für je-
den angefangenen Monat zugrunde zu legen. Maßgeblich 
ist die Zahl der Bewohner des Grundstücks, die am 20. 
September des dem Erhebungszeitraum vorhergehenden 
Jahres dort mit 1. Wohnsitz gemeldet waren. 
 
(6) Der Gebührenpflichtige hat Veränderungen oder 
Ereignisse, die auf den Grund oder die Höhe seiner Leis-
tungspflicht von Einfluss sein können, innerhalb eines Mo-
nats nach Eintritt der Stadt Lemgo anzuzeigen. Der Ge-
bührenpflichtige kann die Vorteile einer Änderung der Leis-
tungspflicht zu seinen Gunsten nicht für einen Zeitraum vor 
seiner Anzeige in Anspruch nehmen. 
 
(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden 
die auf dem Grundstück anderweitig verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund-
mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentli-
chen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasser-
schwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der 
Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ord-
nungsgemäß funktionierende und geeignete Messeinrich-
tung zu führen: 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische 
Geräte, die in regelmäßigen Abständen kalibriert werden 
müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 
durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die 
ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung 
zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, fin-
det eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im 
Einzelfall technisch nicht möglich oder dem Gebühren-
pflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten, ordnungsgemäß 
funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. 
Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 
14 i.V.m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes-Eichordnung 
durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt wer-
den. Der Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion 
sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur 
Messung der Wasserschwundmengen technisch nicht 
möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so 
hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüf-
bare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss 
sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehba-
ren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwas-
sereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müs-
sen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schät-
zung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wasser-
mengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterla-
gen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden 
die geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht an-
erkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein speziel-
les Gutachten bezogen auf seine  

 
Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat 
er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der 
Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der 
Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten 
trägt der Gebührenpflichtige. 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalender-
jahr durch einen schriftlichen Antrag bis zum 31.03. des 
nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei 
der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Da-
tums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwund-
mengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 31.03. 
des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonn-
tag endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag. 
 
(8) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 4,16 EUR. 
 
§ 4a 
Grundgebühr für das Schmutzwasser 
 
(1) Die Grundgebühr für Schmutzwasser wird nach 
der Größe des eingesetzten Frischwasserzählers berech-
net. 
 
(2) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserver-
sorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige die Größe 
des auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß 
funktionierenden Wasserzählers zu melden. Den Nach-
weis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasser-
zähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebüh-
renpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers 
nicht zumutbar, so ist die Stadt Lemgo berechtigt, die aus 
diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen 
(z.B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Er-
laubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der 
Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der 
Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statisti-
schen Verbräuche im Gemeindegebiet) und daraus die 
Größe des fiktiven Wasserzähler zu schätzen.  
 
(3) Macht der Gebührenpflichtige Wasserschwund-
mengen gem. § 4 Abs. 7 geltend, so wird die Grundgebühr 
nach dem fiktiven Wasserzähler berechnet, der für die 
dem Kanal zugeführten Wassermengen notwendig wäre. 
 
(4) Die Gebühr beträgt pro Jahr: 
 
Art des Wasserzählers pro Haushalt pro Jahr 

    

Gesamt   

QN 2,5 =5m³/h 44,00 €  

QN 6,0 =10m³/h 59,76 €  

Qn 10,0 =20m³/h 131,12 € 

>Qn10= >20m³/h 523,28 € 
 
§ 5 
Niederschlagswassergebühr 
 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nie-
derschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der überdach-
ten und/oder befestigten Grundstücksfläche, von denen 
Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht lei-
tungsgebunden abflusswirksam in die öffentliche Abwas-
seranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene 
Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von überdachten 
und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des  
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Gefälles Niederschlagswasser in die öffentliche Abwas-
seranlage gelangen kann. Je angefangene 10 m² über-
dachte und/oder befestigte abflusswirksame Fläche ist ei-
ne Berechnungseinheit. 
 
(2) Die überdachten und/oder befestigten Flächen 
werden im Wege der  Befragung der Eigentümer der an-
geschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstücksei-
gentümer ist verpflichtet, der Stadt Lemgo auf Anforderung 
die Quadratmeterzahl der überdachten und/oder befestig-
ten Flächen sowie die an die öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossenen abflusswirksamen Flächen auf seinem 
Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere 
ist er verpflichtet, zu einem von der Stadt Lemgo vorgeleg-
ten Lageplan über die überdachten und/oder versiegelten 
sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück 
Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen 
durch die Stadt Lemgo zutreffend ermittelt wurden. Auf An-
forderung der Stadt Lemgo hat der Grundstückseigentü-
mer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen 
vorzulegen, aus denen sämtliche überdachten und/oder 
befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit 
erforderlich, kann die Stadt Lemgo die Vorlage weiterer 
Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigentümer 
seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein 
Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des 
Grundstückseigentümers vor, wird die überdachte 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der 
Stadt Lemgo geschätzt.  
 
(3) Wird die Größe der überdachten und/oder befes-
tigten Fläche verändert, so hat der Grundstückseigentümer 
dies der Stadt Lemgo innerhalb eines Monates nach Ab-
schluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungs-
anzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die veränderte Grö-
ße der überdachten und/oder versiegelten Fläche wird mit 
dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Än-
derungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der Stadt 
Lemgo zugegangen ist.  
 
(4) Wird eine Anlage zur Versickerung von Nieder-
schlagswasser betrieben und ist bei der Anlage aufgrund 
der topographischen und/oder geologischen Verhältnisse 
weiterhin ein zusätzlicher Notüberlauf oder eine Sicker-
drainage (Mulden-Rigolen-System) mit Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage erforderlich, so werden die an 
die Versickerungsanlage angeschlossenen überdachten 
und befestigten Flächen bei der Ermittlung der berücksich-
tigungsfähigen Fläche nach § 5 Abs. 1 zu 20 % berück-
sichtigt. Voraussetzung ist, dass die Versickerungsanlage 
nach dem Arbeitsblatt A 138 der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (in der je-
weils gültigen Fassung) bemessen ist und der Bemessung 
ein Bemessungsregen zugrunde liegt, der in 5 Jahren 
einmal erreicht oder überschritten wird (Überschreitungs-
häufigkeit n = 0,2 in 1/a). 
 
(5) Bei Dachbegrünungen wird bei der Ermittlung der 
berücksichtigungsfähigen Flächen nach § 5 Abs. 1 die be-
grünte Fläche zu 50 % berücksichtigt. Gemäß der Richtli-
nie für die Planung, Ausführung und Pflege von Dachbe-
grünungen (FLL 1995) muss die Dachbegrünung eine öko-
logisch wirksame Wasserrückhaltung von mindestens 50 
% aufweisen. 
 
 
 
 

 
(6) Wird eine Anlage zur Nutzung des Nieder-
schlagswassers betrieben, so werden die an die Regen-
wassernutzungsanlage angeschlossenen überdachten 
Flächen bei der Ermittlung der berücksichtigungsfähigen 
Fläche nach § 5 Abs. 1 nicht berücksichtigt. Besteht ein 
offenkundiges Missverhältnis zwischen der an die Regen-
wassernutzungsanlage angeschlossenen und befestigten 
Flächen, der Zisternengröße und der Nutzung des Regen-
wassers, so ist im Einzelfall eine Abweichung von Satz 1 
möglich. 
 
(7) Die Gebühr für die überdachten und/oder befes-
tigten Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswas-
ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangen kann, beträgt je Be-
rechnungseinheit (10 m²) jährlich 8,35 EUR. 
 
§ 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Mo-
nats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung 
des Anschlusses folgt. 
 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Sat-
zung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach 
dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des 
Anschlusses an die öffentliche Abwasseranlage. Endet die 
Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benut-
zungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem 
die Veränderung erfolgt. 
 
§ 7 
Gebührenpflichtige 
 
(1)  Gebührenpflichtige sind: 
a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erb-
baurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist, 
c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflä-
chenentwässerung, 
d) der Mieter oder Pächter, sofern dieser den Ver-
sorgungsvertrag über den Frischwasserbezug mit der 
Stadtwerke Lemgo GmbH abgeschlossen hat. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(2)  Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue 
Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an ge-
bührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im 
Grundbuch folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies 
entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der 
bisherige Gebührenpflichtige der Stadt Lemgo innerhalb 
eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzu-
teilen.  
 
§ 8 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr nach § 4 Abs. 3 und 4 
entsteht mit Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres. Die 
Endabrechnung und endgültige Festsetzung erfolgt im da-
rauf folgenden Kalenderjahr durch Bescheid. 
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(2) Die Schmutzwassergebühr nach § 4 Abs. 5 und 
die Niederschlagswassergebühr entstehen zu Beginn des 
jeweiligen Kalenderjahres. Die Stadt Lemgo erhebt am 
15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jeden Kalenderjahres Ab-
schlagszahlungen in Höhe von ¼ des Betrages der mit 
dem Bescheid festgesetzten Gebühr.  
 
(3) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebüh-
ren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben 
werden. Erfolgt die Erhebung mit der Grundsteuer, so gilt 
deren Fälligkeit (§ 28 Grundsteuergesetz). 
 
(4) Die Alte Hansestadt Lemgo ist berechtigt, sich bei 
der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlungen der 
Hilfe der Stadtwerke Lemgo GmbH als Verwaltungshelfer 
zu bedienen. Die Feststellung der Schmutzwassermengen 
sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen er-
folgt einmal jährlich, und zwar zum Jahresbeginn für das 
abgelaufene Kalenderjahr.  
 
§ 9 
Vorausleistungen 
 
(1) Die Stadt Lemgo erhebt jeweils zum 15. eines 
Monats nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen in elf 
monatlichen Vorauszahlungsbeträgen auf die Grund- und 
Zusatzjahresschmutzwassergebühr in Höhe des Betrages, 
der sich aus der Grundgebühr und der Schmutzwasser-
menge des Vorjahres und dem Gebührensatz für das je-
weilige Kalenderjahr ergibt. Ist eine solche Berechnung 
nicht möglich, bemessen sich die Vorauszahlungen nach 
dem durchschnittlichen Wassergebrauch vergleichbarer 
Haushalte oder Betriebe. 
 
(2) Sofern die Stadt Lemgo die Festsetzung der 
Schmutzwassergebühren zusammen mit der Grundsteuer 
vornimmt, erhebt sie am 15.02, 15.05., 15.08. und 15.11. 
jeden Kalenderjahres Vorausleistungen auf die Grund- und 
Zusatzjahres-Schmutzwassergebühr in Höhe von ¼ des 
Betrages, der sich aus der Abrechnung des Vorjahres 
ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, bemes-
sen sich die Vorauszahlungen nach dem durchschnittli-
chen Wassergebrauch vergleichbarer Haushalte oder Be-
triebe. 
 
(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vo-
rausleistungen bemessen wurden, so wird der überstei-
gende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Voraus-
leistungen zu gering bemessen, wird der fehlende Betrag 
bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendigung 
des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Vo-
rausleistungen erstattet. Die auf einen zurückliegenden 
Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge 
sowie die sich aus der Abrechnung der Vorausleistungen 
ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 10 
Sonderleistung 
 
(1) Für besondere Leistungen, die nicht durch Gebühren-
maßstab bzw. Gebührensatz nach § 2 erfasst werden, er-
hebt die Stadt Lemgo öffentlich-rechtliche Leistungsentgel-
te unter Zugrundelegung des entstandenen Aufwandes. 
Dieser kann nach dem in jedem Einzelfall entstandenen 
Aufwand (z.B. tatsächlicher Zeitaufwand) oder unter Zu-
grundelegung einer Pauschalregelung nach Durch-
schnittssätzen ermittelt werden.  
 
(2) Eine Sonderleistung stellt die Ableitung von Grund-, 
Quell- und Drainagewasser zur Grundwasserabsenkung 
und zum Zwecke der Trockenhaltung bestehender Gebäu-
de dar. Nach § 7 (2) Ziffer 11 dürfen Grund-, Quell- und 
Drainagewasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet werden. Auf Antrag kann eine befristete und 
jederzeit widerrufliche Befreiung hierfür erteilt werden, 
wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für 
den Verpflichteten ergebe und Gründe des öffentlichen 
Wohls nicht entgegenstehen. Eine Verpflichtung für die 
Alte Hansestadt Lemgo zur Befreiung vom Einleitungsver-
bot für Grund-, Quell- und Drainagewasser in die öffentli-
che Abwasseranlage besteht nicht. Eine Einleitung in die 
Schmutzwasserkanalisation eines Trennsystems ist 
grundsätzlich nicht zulässig. 
 

Bei einer Einleitung in die Misch- und Regenwasserkanali-
sation erhebt die Stadt Lemgo zur Deckung des damit ver-
bundenen Aufwandes je m³ eingeleiteten Grund-, Quell- 
und Drainagewassers ein Entgelt von  
 
0,95 EUR. 
 
Die auf dem Grundstück abgeleitete Grund-, Quell- und 
Drainagewassermenge ist nachzuweisen. Die Stadt kann 
dazu den Einbau von Meßeinrichtungen auf Kosten 
des/der Gebührenpflichtigen verlangen. Ersatzweise kann 
über ein Bodengutachten/Hydro-Geologisches Gutachten 
die zu erwartende Anfallsmenge nachgewiesen werden.  
 
Sofern die von dem Grundstück abgeleitete Grund-, Quell- 
und Drainagewassermenge nicht nachgewiesen werden 
kann oder der mit dem Nachweis verbundene technische 
und finanzielle Aufwand unverhältnismäßig ist, erhebt die 
Stadt Lemgo folgende pauschale jährliche Entgelte für das 
Trockenhalten/Trockenlegen von Gebäudegrundflächen 
 
 bis 100 m²    80,00 EUR 
 von 101 bis 150 m² 120,00 EUR 
 von 151 bis 200 m² 160,00 EUR 
 von 201 bis 300 m² 240,00 EUR 
 von 301 bis 500 m² 400,00 EUR 
 
Für die pauschale Entgelterhebung maßgeblich sind dabei 
die Gebäudegrundflächen, die in Grund- und Schichten-
wasser führende Bodenschichten einbinden. 
 
(3) Die nach Abs. 1 und 2 zu zahlenden Entgelte für Son-
derleistungen der Stadt Lemgo sind innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Leistungsbescheides fällig.  
 
 
 
 
 
 



850 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
§ 11 
Begriff des Grundstücks 
 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - unabhängig von 
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grund-
buch - jeder Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaft-
liche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen, so können für jede dieser An-
lagen die für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften die-
ser Satzung angewandt werden.  
 
§ 12 
Auskunftspflichten 
 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Be-
rechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben 
zu dulden, dass Beauftragte der Stadt Lemgo das Grund-
stück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustel-
len oder zu überprüfen. 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus 
sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die Stadt 
Lemgo die für die Berechnung maßgebenden Merkmale 
unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schät-
zen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf 
Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen schätzen 
lassen. 
 
§ 13 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Gebühren- und Abwasserabgabensatzung vom 
01.01.2009 in der Form der 3. Änderungssatzung vom 
16.12.2014 außer Kraft. 
 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
466 Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Re-

alsteuerhebesätze der Alten Hansestadt Lem-
go für die Jahre 2016 und 2017 vom 20.10.2015 

 
Aufgrund des §§ 7 und 78 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW.S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 
496), in Kraft getreten am 04.07.2015, des § 25 des 
Grundsteuergesetzes in der Fassung vom 07.08.1973 
(BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) und des § 16 des Gewerbe-
steuergesetzes in der Fassung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 
4167), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 12 des Ge-
setzes vom 01.04.2015 (BGBl. I S. 434) hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 19.10.2015 
folgende Hebesatzsatzung beschlossen: 
 

§ 1 Haushaltsjahr 2016 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbe-
steuer werden für das Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo 
wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 Grundsteuer A  

(für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)
     253 v.H. 

 
1.2 Grundsteuer B 
 (für die Grundstücke)  480 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer    430 v.H. 
 
Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 
2016. 
 

§ 2 Haushaltsjahr 2017 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbe-
steuer werden für das Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo 
wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 Grundsteuer A  

(für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)
     253 v.H. 
 
1.2 Grundsteuer B 
 (für die Grundstücke)  480 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer    435 v.H. 
 
Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 
2017. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Hebesatzsatzung über die Festsetzung 
der Realsteuerhebesätze der Alten Hansestadt Lemgo für 
die Haushaltsjahre 2016 und 2017 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 20.10.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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467 Bekanntmachung der Auslegung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung 2016 mit Anlagen 
 
Nach § 80 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 496), in Kraft getreten am 04. Juli 2015, gebe ich 
hiermit bekannt, dass der Entwurf der Haushaltssatzung 
2016 mit Haushaltsplan und Anlagen der Alten Hansestadt 
Lemgo ab dem 11.11.2015 während der Öffnungszeiten 
Montag bis Freitag von 08:30 – 16:00 Uhr (donnerstags bis 
17:00 Uhr und freitags bis 12:30 Uhr) im Geschäftsbereich 
Finanzen, Betriebe und Beteiligungen, Gebäude Zeughaus, 
Papenstraße 9, Zimmer 117 bis zum Abschluss des Bera-
tungsverfahrens im Rat öffentlich zur Einsichtnahme aus-
liegen wird. Unter der Adresse www.lemgo.net , "Politik und 
Verwaltung, Bürgerservice", "Finanzen" steht der Haus-
haltsplanentwurf 2016 zur Einsicht und zum Download im 
Internet zur Verfügung.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen können Einwohner oder Abgabepflichtige bis zum 
27.11.2015 Einwendungen unter der oben angegebenen 
Anschrift erheben. Über die Einwendungen beschließt der 
Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Lemgo, den 22.10.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
468 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 61 27 
01.20 „Seniorenwohnen an der Richard-
Wagner-Straße“ vom 19. Oktober 2015 

 
Aufgrund der §§ 12 und 13a in Verbindung mit § 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit 
geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 
S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 07. Septem-
ber 2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes 
 
Der 0,54 ha große Geltungsbereich (Plangebiet) des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 01.20 „Senio-
renwohnen an der Richard-Wagner-Straße" umfasst die 
Flurstücke 445, 446, 447, 448 in der Flur 4, Gemarkung 
Lemgo und wird begrenzt: 
• im Norden durch die nördliche Grenze der Flurstücke 

445 und 446 der Flur 4, Gemarkung Lemgo; 
• im Osten durch die östliche Grenze der Flurstücke 446 

und 447 der Flur 4, Gemarkung Lemgo; 
• im Süden durch die südliche Grenze der Flurstücke 447 

und 448 der Flur 4, Gemarkung Lemgo; 

 
• im Westen durch die westliche Grenze der Flurstücke 

448 und 445 der Flur 4, Gemarkung Lemgo. 
Ein Übersichtsplan des Geltungsbereichs ist als Anlage 
diesem Text beigefügt. 
Für die genauen Grenzen sind die Grenzeintragungen im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan verbindlich.  
Der Vorhabenträger, der Verein St. Loyen e.V. – Verein zur 
Betreuung alter und junger Menschen - Steinmüllerweg 32, 
32657 Lemgo, ist bereit und in der Lage, auf der Grundlage 
eines von ihm beauftragten, entwickelten und mit der Stadt 
Lemgo abgestimmten Planes (Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan) das Vorhaben und die Erschließungsmaßnah-
men durchzuführen. Die Durchführung wird im Einzelnen 
im Durchführungsvertrag geregelt, der zwischen dem Vor-
habenträger und der Stadt Lemgo vor dem Satzungbe-
schluss abgeschlossen wurde.  
 

§ 2 
Bestandteile 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
 
Der verbindliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ist im Plan selbst durch Planzeichen 
festgesetzt. Der Bebauungsplan besteht aus: 
• dem Plan mit den zeichnerischen Festsetzungen, 
• den textlichen Festsetzungen, 
• dem Vorhaben- und Erschließungsplan. 
 
Die Begründung ist gem. § 9 (8) BauGB beigefügt. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13a 
BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.  
 
Weitere Anlagen zur Begründung: 
Zusätzlich ist dem Bebauungsplan beigefügt: 
• Einschätzung von dem Landschaftsarchitekturbüro 

Gasse, Schumacher, Schramm, Paderborn, 07.02.2014 
(eingearbeitet, kein eigenständiges Dokument) und 

• Schalltechnische Untersuchung, Akus GmbH, Bielefeld, 
vom 06.03.2014 mit Ergänzung vom 18.03.2014. 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
“Seniorenwohnen an der Richard-Wagner-Straße“ tritt ge-
mäß § 12 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 BauGB mit der 
Bekanntmachung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 61 27 01.20 „Seniorenwoh-
nen an der Richard-Wagner-Straße““ vom 19. Oktober 
2015 öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt der vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Senio-
renwohnen an der Richard-Wagner-Straßet“ in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Seniorenwohnen 
an der Richard-Wagner-Straße“ wird vom Tage dieser Be-
kanntmachung an in der Abteilung Stadtplanung der Alten 
Hansestadt Lemgo, Heustr. 36 - 38, während der allgemei-
nen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht be-
reitgehalten. 
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Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
beim Zustandekommen dieser Bebauungsplansatzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 19. Oktober 2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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469 Bebauungsplan Nr. 61 26 01.Q “Heustraße 

Süd“  
 hier: Bestätigung Aufstellungsbeschluss 
 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
27.10.2015 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
Wortlaut des Beschlusses vom 27.10.2015: 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo bestätigt seinen Auf-
stellungsbeschluss vom 28.11.2006 (siehe Drucksache 
102/2006), für den Bereich „Heustraße Süd“ einen Bebau-
ungsplan aufzustellen. Eine Übersicht des Plangebietes ist 
der Drucksache 134/2015 als Anlage beigefügt.“ 
 
Wortlaut des Beschlusses vom 28.11.2006:  
“Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt gemäß den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 61 26 01.Q “Heustraße 
Süd“. Der Aufstellungsbeschluss vom 27.06.1983 wird 
gleichzeitig aufgehoben. 
Das Gebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes wird wie 
folgt begrenzt: 
Im Süden  vom Hohen Wall, 
im Osten  von der Beguinenstraße, 
im Norden von der Heustraße und  
im Westen von der Engelbert-Kaempfer-Straße und 
vom Hohen Wall. 
Der räumliche Geltungsbereich des Plangebietes ist aus 
dem beigefügten Lageplan ersichtlich. Der Bebauungsplan 
wird gemäß § 30 BauGB Mindestfestsetzungen über die 
Art und das Maß baulicher Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen ent-
halten. 
Für die genauen Grenzen des Plangebietes sind die Gren-
zeintragungen im Bebauungsplan verbindlich.“ 
(Der Aufstellungsbeschluss vom 28.11.2006 wurde im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- am 25.10.2007 bekannt gemacht.) 
 
Die Abgrenzung des Plangebietes ist aus dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses vom 
28.11.2006 und der Beschluss des Ausschusses für Wirt-
schaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Hanse-
stadt Lemgo vom 27.10.2015 über die Bestätigung des 
Aufstellungsbeschlusses vom 28.11.2006 für den Bebau-
ungsplan Nr. 61 26 01.Q „Heustraße Süd“ wird hiermit ge-
mäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit 
§ 52 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit der Verordnung 
über die Veröffentlichung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich be-
kannt gemacht.  
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Stadtentwicklungsausschusses vom 
28.11.2006 und dem Beschluss des Ausschusses für Wirt-
schaft und Stadtentwicklung vom 27.10.2015 überein.  
Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO verfah-
ren.  

 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Stadtentwicklungsausschusses vom 
28.11.2006 und des Beschluss des Ausschusses für Wirt-
schaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Hanse-
stadt Lemgo vom 27.10.2015 über die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes Nr. 61 026 01.Q „Heustraße Süd“.  
 
Lemgo, den 29.10.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
470 Jahresabschluss der Abwasserwerke Blom-

berg zum 31.12.2015 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 17. Dezember 2014 
den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2013 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
 Bilanzsumme 33.969.067,23 € 
 Jahresgewinn 116.779,49 € 
 
Der oben genannte Jahresgewinn 2014 wird wie folgt ver-
wendet: 

a) 15.339,00 € für die Abführung der Eigenkapitalver-
zinsung an die Stadt Blomberg  

b) 101.440,49 € Einstellung in die allgemeine Rückla-
ge 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses 2014 
 
bei den Abwasserwerken Blomberg, Nederlandstr. 15, 

I. Geschoß, Blomberg, 
 
während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Abwasserwerke Blomberg. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BPW 
Treuhand GmbH, Bünde, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 30.06.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 
„An die Abwasserwerke Blomberg 
 
Wir haben den Jahresabschluss –bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Abwas-
serwerke Blomberg, Blomberg, für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01. bis 31.12.2014 geprüft.  
 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung lie-
gen in der Verantwortung der Betriebsleitung der Einrich-
tung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Abwasserwerke 
Blomberg sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der 
Einrichtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Einrichtung. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ein-
richtung und stellt die Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BPW Treuhand GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen /JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 12.10.2015 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Im Auftrag: 
 
gez. Harald Debertshäuser   
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Aufgrund des § 28 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV..NRW S. 644) in der derzeit geltenden Fassung wird 
hiermit die Feststellung des Jahresabschlusses der Ab-
wasserwerke Blomberg für das Wirtschaftsjahr 2014 sowie 
der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW vom 12.10.2015 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Blomberg, den 18. Dezember 2014 
Abwasserwerke Blomberg 
 
 
(Scholling) 
Betriebsleiterin 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
471 Öffentliche Zustellung eines Bewilligungsbe-

scheides vom 28.10.2015 für die Zeit vom 
01.10.2015 bis 31.10.2015 an Herrn Lennart 
Schaper 

 
An Herrn Lennart Schaper ist am 28.10.2015 unter dem 
Aktenzeichen 6.210.2.20.02.0358.9 ein Bewilligungsbe-
scheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Lenn-
art Schaper unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind. 
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 252 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 28.10.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Koslowski 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
 
 
 
472 Öffentliche Zustellung eines Rücknahme- und 

Erstattungsbescheides gem. §§ 45 und 50 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch vom 
02.11.2015 für die Zeit vom 01.09.2015 bis 
30.09.2015 an Herrn Olaf Leyk 

 
An Herrn Olaf Leyk ist am 02.11.2015 unter dem Aktenzei-
chen 6.222.2.20.04.0422.9 ein  Rücknahme- und Erstat-
tungsbescheides gem. §§ 45 und 50 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herrn Olaf 
Leyk unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Bad Salzuflen, Wirtschaftliche Hilfen, Hoff-
mannstr. 6, in 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 210 während 
der üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Bad Salzuflen, den 02.11.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Hans-Dieter Strauch 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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Landesverband Lippe 
 
473 Die 11. Sitzung der Verbandsversammlung in 

der 16. Wahlperiode des Landesverbandes 
Lippe 

 
Die 11. Sitzung der Verbandsversammlung in der 16. 
Wahlperiode des Landesverbandes Lippe findet am 
 

Mittwoch, 11.11.2015, 15:00 Uhr 
 
statt. 
 
Sitzungsort: Landesverband Lippe, Schloss Brake, 

Schlossstraße 18, 32657 Lemgo, Sit-
zungssaal 

 
Tagesordnung 
 
         Öffentlicher Teil: 
 
 1.   Niederschrift über die 10. Sitzung der Verbands-

versammlung - öffentlicher Teil - in der 16. Wahlpe-
riode der Verbandsversammlung am 28.10.2015 
(Niederschrift wird nachgereicht) 

  
 2.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung 
  
 3.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 4.   Stift St. Marien zu Lemgo 
  
 4.1.   Jahresabschluss 2014 
  
 4.2.   Wirtschaftsplan 2016 
  
 5.   Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

2016 des Landesverbandes Lippe 
 

 Nichtöffentlicher Teil: 
 

 6.   Niederschrift über die 10. Sitzung der Verbands-
versammlung - nichtöffentlicher Teil - in der 16. 
Wahlperiode der Verbandsversammlung am 
28.10.2015 (Niederschrift wird nachgereicht) 

  
 7.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung 
  
 8.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 9.   Vertragsangelegenheiten 

 
Kr.Bl.Lippe 10.11.2015 
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